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Die Baustelle des Dritten Flughafens von Istanbul befindet sich im nordwestlich der Stadt gelegenen
Arnavutköy. Betrieben wird sie von der Firma IGA – Istanbul Grand Airport AŞ, die der AKP nahe
steht, wie eigentlich alle Firmen im Bausektor.

Circa 36.000 Arbeiter errichten dort den Flughafen, der der größte Europas werden soll. Jährlich 9
Millionen Passagiere aus aller Welt werden dann dort abgefertigt. Die Eröffnung plant Erdogan für
den 29. Oktober, dem Jahrestag der Republiksgründung. Doch dass der Flughafen bis dahin
tatsächlich fertig gestellt werden wird, ist nicht sicher. Denn seit dem 14. September befinden sich
10.000 Arbeiter aus der Abteilung Akpınar im Streik. Ihre Forderungen haben sie in 15 Punkten
zunächst handschriftlich formuliert und als Foto in den sozialen Medien verbreitet. Daran lässt sich
erkennen, unter welch unmenschlichen Umständen sie dort seit Monaten schuften.

Barbarische Bedingungen

Die Unterkünfte, in denen die Arbeiter in Mehrbettzimmern untergebracht werden, seien voller
Wanzen und die sanitären Anlagen würden nur selten geputzt werden. Das Essen in der Kantine sei
oft schlecht, jedoch gäbe es besseres Essen für die Vorarbeiter. Einige Arbeiter hätten keine
Arbeitskleidung bekommen, andere warten seit über 6 Monaten auf ihren Lohn. Da die Baustelle
riesengroß ist, müssen die Arbeiter mit Shuttle-Bussen von ihren Unterkünften zum Arbeitsplatz
gebracht werden, doch die Bussen fallen hin und wieder aus. Ein Zusammenstoß zwei solcher Busse,
bei dem 17 Menschen verletzt wurden, löste den Protest Mitte September aus.

Die Arbeitssicherheit auf der Baustelle ist, wie auch auf anderen Bauplätzen in der Türkei,
katastrophal. Die ILO gibt die Türkei seit Jahren auf Platz drei der Länder mit den meisten tödlichen
Arbeitsunfällen an. Und auch der Flugplatz in Istanbul ist auf dem Blut und dem Leben der Arbeiter
errichtet. Das Verkehrsministerium gibt an, dass „nur“ 27 Arbeiter tödlich verunglückt seien. Laut
der oppositionellen Zeitung Cumhuriyet sind allerdings über 400 Menschen umgekommen. Die
wenigen GewerkschafterInnen, die es vor Ort gibt, betonen, dass es sich um Morde, nicht um
Unfälle handelt. Die Baufirma nehme die Unfälle in Kauf, um so schnell wie möglich mit dem Bau
fertig zu werden.

Alles, was dem im Weg steht, wird unterdrückt und aus dem Weg geschafft. Am zweiten Tag der
Proteste wurden die Protestierenden mit Wasserwerfern und Tränengas von der Gendarmerie
angegriffen. 500 ArbeiterInnen wurden vorübergehend verhaftet, 24 von ihnen befinden sich nun in
Untersuchungshaft. Der Vorwurf gegen sie lautet, sie hätten das Demonstrationsrecht missbraucht.
Von welchem „Recht“ hier gesprochen wird, ist äußerst fraglich, denn die AKP-Regierung lässt seit
Jahren konsequent alle Demonstrationen zerschlagen.

Neben den physischen Angriffen auf die Protestierenden, begannen die regierungsnahen Medien
auch mit Schmähkampagnen gegen sie. Sie würden im Interesse von ausländischen Agenten
handeln, ja sogar von diesen finanziert werden, um die Türkei ins Chaos zu stürzen. Statt sich also
ernsthaft mit den Interessen derjenigen auseinander zu setzen, die Erdogans neues Prestigeprojekt
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errichten, wird von ihnen Loyalität bis zum Tod verlangt. Deshalb beschreibt der Slogan, mit dem
die Arbeiter protestieren, die Lage sehr gut: „Wir sind keine SklavInnen!“

Unter den Inhaftierten befinden sich wenige politische Oppositionelle, die meisten sind einfache
ArbeiterInnen, die für menschliche Arbeitsbedingungen kämpfen. Doch auch den AKP-WählerInnen
unter ihnen wird deutlich, dass der Staat nicht ihre, sondern die Interessen ihrer Bosse vertritt.

Repression und Solidarität

Als sich in Kadiköy, einem Stadtviertel auf der asiatischen Seite Istanbuls, linke
Jugendorganisationen solidarisch mit dem Streik erklärten und Demonstrationen abhalten wollten,
wurden auch sie von der Polizei angegriffen. Einige von ihnen, darunter auch JournalistInnen,
wurden vorübergehend verhaftet. Das zeigt deutlich, wovor sich die Regierung fürchtet: die
Verbindung von einer Masse wütender ArbeiterInnen, die gegen ihre unerträglichen
Arbeitsbedingungen kämpfen mit politischen Organisationen, die mit einem sozialistischen
Selbstverständnis eben diese Werktätigen organisieren wollen.

Die Wirtschafts- und Finanzkrise, die momentan in der Türkei herrscht und vor allem auch den
Bausektor betrifft, soll auf dem Rücken der ArbeiterInnen ausgetragen werden, wenn es nach der
Regierung geht. Doch die Arbeitsbedingungen in der Türkei waren schon immer miserabel und die
Verschärfungen, die durch die Krise spürbar werden, sind unerträglich für die ArbeiterInnen. Die
Proteste am Flughafen zeigen einen Kampf um fundamentale Rechte, die in Zukunft auch in anderen
Bereichen beschnitten werden könnten. Deshalb gilt es nun, mit diesen Protesten vollste Solidarität
zu zeigen. Sie können der Anfang einer neuen Welle von Protesten gegen die Regierung sein, die sie
in einer Zeit politischer und wirtschaftliche Instabilität hart treffen kann.

Der Grad der gewerkschaftlichen Organisierung am Flughafen und generell in der Türkei ist noch
sehr gering, doch die ArbeiterInnen machen hier ihre ersten positiven Erfahrungen des
organisierten Widerstandes. Linke Gruppen, Gewerkschaften und Parteien müssen hier
intervenieren, um für Organisierung und koordinierten Protest zu argumentieren. Bisher ist es noch
leicht für die IGA, StreikbrecherInnen einzusetzen und Streikende einfach zu entlassen. Doch das
Zusammenspiel zwischen den Bossen der Baufirma und der AKP-Regierung zeigt, dass es sich hier
auch um ein politisches, nicht nur um ein wirtschaftliches Problem handelt. Der Mut der
ArbeiterInnen, spontan in den Streik zu treten, trotz aller Repression und der Furcht vor dem
Verlust des Arbeitsplatzes, ist respekteinflößend und verdient vollste Solidarität.

Das deutsche Unternehmen DHL ist einer der größten Investoren am neuen Flughafen in Istanbul
und freut sich schon auf die dort erwarteten Gewinne. Für den DGB bedeutet dies erst recht, dass
seine Mitglieder in Solidarität mit den KollegInnen in der Türkei mobilisiert werden müssen.
Erdogan selbst kommt in der nächsten Woche nach Berlin, um sich mit der Kanzlerin und Ministern
der SPD zu treffen. Wer sich daran erinnert, auch der Bundespräsident Steinmeier war einst
Kanzlerkandidat der sich selbst als „Sozialdemokraten“ Bezeichnenden. Statt diesem
Arbeitermörder den Hof zu machen und ihn mit militärischen Ehren zu empfangen, ist es die Pflicht
der SPD, sowie aller anderen Parteien, die behaupten im Namen der ArbeiterInnen zu sprechen, und
linken Organisationen, sich gegen diesen Staatsbesuch zu stellen und sich den die Interessen
Erdogans noch des deutschen Imperialismus entgegenzustellen.


